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Leitsätze des Beschlusses 

1. Vorläufiger Rechtsschutz — Aussetzimg des Vollzugs — Einstweilige Anordnungen — 
Voraussetzungen — „Fumus boni iuris" — Kumulativer Charakter — Vorläufiger 
Charakter der Maßnahme — Abwägung sämtlicher betroffener Belange — Ermessen des 
Richters der einstweiligen Anordnung 

(Artikel 225 Absatz 1 EG, 242 EG und 243 EG; Verfahrensordnung des Gerichts, 
Artikel 104 Absatz 2) 
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2. Vorläufiger Rechtsschutz — Aussetzung des Vollzugs — Einstweilige Anordnungen — 
Änderung oder Aufhebung — Voraussetzung — Veränderte Umstände — Anderung oder 
Aufhebung bei Abweisung des Antrags — Ausschluss 

(Verfahrensordnung des Gerichts, Artikel 108) 

3. Vorläufiger Rechtsschutz — Aussetzung des Vollzugs — Abweisung des Antrags — 
Möglichkeit, einen weiteren Antrag zu stellen — Voraussetzung — Neue Tatsachen — 
Begriff 

(Verfahrensordnung des Gerichts, Artikel 109) 

1. Anträge auf einstweilige Anordnung 
müssen den Streitgegenstand bezeich­
nen und die Umstände anführen, aus 
denen sich die Dringlichkeit ergibt; 
ferner ist die Notwendigkeit der bean­
tragten Anordnung in tatsächlicher und 
rechtlicher Hinsicht glaubhaft zu ma­
chen (Fumus boni iuris). Diese Voraus­
setzungen sind kumulativ, so dass der 
Antrag auf einstweilige Anordnung zu­
rückzuweisen ist, sofern eine von ihnen 
fehlt. Die beantragten Maßnahmen müs­
sen außerdem vorläufig in dem Sinne 
sein, dass sie den Rechts- und Tat­
sachenfragen des Rechtsstreits nicht 
vorgreifen und die Folgen der später 
zur Hauptsache zu treffenden Entschei­
dung nicht im Voraus neutralisieren. 

Der Richter der einstweiligen Anord­
nung nimmt im Rahmen dieser Gesamt­
prüfung gegebenenfalls eine Abwägung 
der bestehenden Interessen vor. Er 
verfügt über ein weites Ermessen und 
kann im Hinblick auf die Umstände des 
Einzelfalls die Art und Weise, in der 
diese Voraussetzungen zu prüfen sind, 
sowie die Reihenfolge dieser Prüfung frei 
bestimmen, da keine Vorschrift des 

Gemeinschaftsrechts ihm ein feststehen­
des Prüfungsschema für die Beurteilung 
der Erforderlichkeit einer vorläufigen 
Entscheidung vorschreibt. 

(vgl. Randnrn. 29-31) 

2. Artikel 108 der Verfahrensordnung des 
Gerichts, wonach eine einstweilige An­
ordnung jederzeit auf Antrag einer Par­
tei wegen veränderter Umstände abge­
ändert oder aufgehoben werden kann, ist 
anwendbar, wenn einstweilige Anord­
nungen getroffen worden sind. Wurde 
ein Antrag auf einstweilige Anordnung 
zurückgewiesen, ist die Bestimmung 
nicht anwendbar, da dieser Fall unter 
Artikel 109 der Verfahrensordnung fällt. 

(vgl. Randnr. 54) 
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3. Nach Artikel 109 der Verfahrensord­
nung des Gerichts hindert die Abwei­
sung eines Antrags auf einstweilige 
Anordnung den Antragsteller nicht, 
einen weiteren, auf neue Tatsachen 
gestützten Antrag zu stellen. Der ent­
sprechende Nachweis obliegt dem An­
tragsteller. Unter „neuen Tatsachen" im 
Sinne von Artikel 109 sind Tatsachen zu 
verstehen, die nach Verkündung des 
Beschlusses, mit dem der erste Antrag 

zurückgewiesen wurde, entstanden sind 
oder die der Antragsteller in seinem 
ersten Antrag oder während des dem 
ersten Beschluss vorangehenden Verfah­
rens nicht geltend machen konnte und 
die für die Beurteilung des fraglichen 
Falles relevant sind. 

(vgl. Randnrn. 55, 57, 60) 
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